Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudcsadie Nr. 1494 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
(23. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über den Ablauf der 
durch Kriegs- oder Nachkriegsvorschriften gehemmten 

Fristen 

- Nr. 1556 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Brill 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf mit den aus der nadistehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage zuzustimmen. 


Bonn, den 18. Oktober 1950 


Der Ausschuß für Redhtswesen und Verfassungsrecht 

Dr. Laforet Dr. Brill 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr« Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes über den Ablauf der durch 
Kriegs- oder Nachkriegsvorschriften gehemmten Fristen 

- Nr. 1356 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 


Entwurf 


S 1 

(1) Die bürgerlidi-rcchtlichcn Ansprüche, deren 
Verjährung durch deutsche Kriegs- oder Nach- 
kriegs vor sdiriften gehemmt war und beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht vollendet ist, ver- 
jähren, soweit dieses Gesetz nicht ein anderes be- 
stimmt, bereits in dem Zeitpunkt, in dem die Ver- 
jährung ohne diese Hemmung vollendet sein 
würde, jedoch nicht vor dem Ende des Jahres 
1 95 0. 

(2) Wäre die Verjährung ohne Hem- 
mung durch die bezcichnctcn Vor- 
schriften vor dem Ende desjahres 1950 
vollendet, so wird derZeitraum, wahrend 
dessen die Verjährung in der späteren 
Zeit bis zum Ende des Jahres 1950 
durch andere Vorschriften gehemmt war, in 
die bis zum Ende dieses Jahres er- 
streckte Verjährungs frist nicht einge- 
rechnet. 

S 3 

(1) Für Zahlungsansprüche aus dem zwischen- 
staatlichen Geld- oder Kapital verkehr gilt § 1 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Endes 
desjahres 1950 das Ende des Kalenderjahres 
tritt, vor dessen Beginn das Erfordernis einer 
devisenrechtlichen Sondergenehmigung zur Er- 
füllung des Anspruchs wegfällt. Diese Bestimmung 
ist audi anzuwenden, wenn die Verjährung nach 
den bisher geltenden Vorschriften bereits cinge- 
treten ist, aber vor dem 9. Mai 1945 noch nicht 
vollendet war. 

(2) Das gleiche gilt für Ansprüche auf Zahlung 
in nichtdeutscher Währung, die ein Gläubiger 
durch Weitergabe der ihm im zwischenstaatlichen 
Geld- oder Kapitalverkehr zugcflosscncn Mittel im 
Inland erworben hat. 


Beschlüsse des 2 3. Ausschusses 


S 1 

(1) Die bürgerlich - rechtlichen Ansprüche, deren 
Verjährung durch deutsche Kriegs- oder Nachkriegs- 
vorschriften gehemmt .war und beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch nicht vollendet ist, verjähren, 
soweit dieses Gesetz nicht ein anderes bestimmt, be- 
reits in dem Zeitpunkt, in dem die Verjährung ohne 
diese Hemmung vollendet sein würde, jedoch nicht 
vor dem Ablauf des 31. März 1951. 

(2) Wird die Verjährung in den Fällen des Ab- 
satzes 1 nach dem 30« Juni 1950 auf Grund anderer 
Vorschriften gehemmt, so wird sie nicht früher 
vollendet als sechs Monate nach Fortfall des 
Grundes dieser Hemmung. Ist die Dauer der 
Hemmung kürzer als sechs Monate, so tritt sie an 
die Stelle der sechs Monate. 


S 3 

(1) Für Zahlungsansprüche aus dem zwisdien- 
staatlichcn Geld- oder Kapitalvcrkehr gilt § 1 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Ablaufs des 31. März 
1951 das Ende des Kalenderjahres tritt, vor dessen 
Beginn das Erfordernis einer devisenrechtlichen 
Sondergenehmigung zur Erfüllung des Anspruchs 
wegfällt. Diese Bestimmung ist auch anzuwenden, 
wenn die Verjährung nach den bisher geltenden 
Vorschriften bereits eingetreten ist, aber vor dem 
9. Mai 1945 noch nicht vollendet war. 

(2) Das gleiche gilt für Ansprüche auf Zahlung 
in nicht deutscher Währung, die ein Gläubiger 
durch Weitergabe der ihm im zwischenstaatlichen 
Geld- oder Kapitalvcrkehr zugcflossenen Mittel im 
Inland erworben hat. 

S 5a (neu) 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 



